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ein zweiter schuldenschnitt in griechenland 

könnte die europäische Währungsunion ins 

debakel führen, warnt das iMK. schon der erste 

habe großen schaden angerichtet.

Am 21. Juli 2011 kündigten die europäischen Regierungs-
chefs einen „Haircut“ bei den griechischen Staatsschulden 
an. Die Folgen hat das IMK in einer aktuellen Untersuchung 
dokumentiert:* Auf den Finanzmärkten wurde der Schulden-
schnitt sofort als Präzedenzfall interpretiert. In kürzester Zeit 
gerieten daher auch die Staatsanleihen von Spanien, Italien 
und weiterer Euroländer unter starken Druck. Zinsdifferen-
zen und Bankeinlagen bei der Europäischen Zentralbank 
(EZB) schnellten ebenfalls nach oben. Beide Indikatoren si-
gnalisieren nach Analyse des IMK, wie das Misstrauen der 
Geschäftsbanken in Nordeuropa gegenüber denen im Süden 
eskalierte. Die Geldhäuser liehen einander kein Geld mehr, 
der Interbankenmarkt war weitgehend gelähmt. Allein die 
Ankündigung des griechischen Schuldenschnitts wurde so zu 
„einer Art Lehman-Moment für die Eurozone“, schreiben 
die Forscher.

Um die Krise zu entschärfen, pumpte die EZB unbegrenzte 
Liquidität in den Bankensektor. „Dieses beherzte Eingreifen 
hat gerade noch eine Katastrophe verhindert“, sagt Gustav 
Horn. Dass trotz dieser Erfahrungen Ideen für einen zweiten 
Schuldenschnitt kursieren, hält der Wissenschaftliche Direk-
tor des IMK für unverantwortlich: „Die Ansteckungseffekte 
für andere Länder dürften sogar noch gravierender sein. Und 

womöglich verliert Europa das letzte wirksame Mittel gegen 
die Krise: Eben die EZB.“

Diese Gefahr erklärt Horn mit der veränderten Gläubiger-
struktur Griechenlands: Im Zuge der Rettungsanstrengungen 
ist ein immer größerer Teil der griechischen Obligationen 
bei öffentlichen Instanzen gelandet: den EU-Staaten und vor 
allem der EZB. Während die Zentralbank vom ersten Schul-
denerlass noch ausgenommen werden konnte, würde der 
zweite also gerade auf sie zielen. Die EZB dürfte sich aber 
wohl nicht beteiligen. Denn ein „Haircut“ gilt als Form der 
direkten Staatsfinanzierung – verboten für die Zentralbank. 

Ein weiterer Zukauf griechischer Staatsanleihen wäre für 
die EZB künftig tabu, weil die ja nun auch für sie offenkundig 
keine Sicherheit mehr böten. „Und sollten, wie im vergange-
nen Sommer, auch die Anleihen anderer Länder in den Sog 
des Schuldenschnitts geraten, dann dürfte die EZB sie wohl 
auch nicht mehr aufkaufen“, schätzt der IMK-Direktor. Da-
mit wäre aber das Stützungsprogramm der Zentralbank am 
Ende, „das dem Euroraum derzeit einen letzten Halt gibt“.

Als Alternative empfiehlt das IMK unter anderem eine zeit-
liche Streckung der Sparauflagen in den Krisenländern. Eine 
Abkehr vom Austeritätskurs gebe auch den Griechen wieder 
eine Chance, durch Wirtschaftswachstum aus der Überschul-
dung zu kommen. Das werde lange dauern, sei aber weitaus 
weniger riskant als ein Schuldenschnitt.   B

* Quelle: Gustav Horn u. a.: Quo vadis Krise? Zwischenbilanz und Konzept 
für einen stabilen Euroraum, IMK Report Nr. 75, Oktober 2012
Download und Quellendetails: www.boecklerimpuls.de
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Die öffentlichen Defizite in den USA, Japan und vielen Län-
dern Europas haben historische Höchststände erreicht. „Die 
schwere Rezession, erhebliche Interventionen auf den Finanz-
märkten und Konjunkturprogramme haben die öffentliche 
Verschuldung auf Niveaus gehoben, wie man sie seit Ende 
des Zweiten Weltkriegs nicht 
mehr erlebt hat“, schreiben 
Nicoletta Batini, Giovanni 
Callegari und Giovanni Me-
lina.* Die Ökonomen vom 
Internationalen Währungs-
fonds (IWF) beziehungs-
weise der Europäischen 
Zentralbank haben in ihrer 
Untersuchung unterschied-
liche Strategien zum Schul-
denabbau verglichen. Dabei 
zeigt sich: Drastische Kür-
zungen im Staatshaushalt 
zahlen sich nicht aus.

Ob die Verschuldung kri-
tische Ausmaße annimmt 
– Kreditgeber also immer 
höhere Risikoprämien for-
dern –, hängt nicht nur vom 
absoluten Schuldenstand 
ab. Wichtiger ist die Relati-
on zwischen den geliehenen 
Summen und der Wirtschaftskraft. Selbst wenn die Schulden 
sinken würden, könnte sich das Verhältnis zwischen ausste-
henden Krediten und Bruttoinlandsprodukt (BIP) verschlech-
tern, wenn Sparprogramme gleichzeitig die Wirtschaftsleis-
tung schmälern.

A Haushaltssanierung nur im Aufschwung

Daher lautet die Frage der Wissenschaftler: Wie können staa-
ten sparen, ohne die Konsolidierungserfolge durch Wachs-
tumsverluste gleich wieder zunichtezumachen? Zunächst 
haben die Forscher ermittelt, wie sich Veränderungen der 
Staatsausgaben oder der Steuern in der Vergangenheit auf 
das BIP ausgewirkt haben – in verschiedenen Ländern und 
in unterschiedlichen Konjunkturphasen. Der Untersuchung 
liegen empirische Daten aus den USA, Japan, Italien, Frank-
reich und der EU als Ganzes zugrunde.

Auf dieser Basis haben die Wissenschaftler im nächsten 
Schritt ein statistisches Modell entwickelt, mit dem sich un-
terschiedliche Spar-Szenarien durchspielen lassen. Die Simu-
lationen führten zu klaren Ergebnissen und Politikempfeh-
lungen:
�A Abrupte Einschnitte in die öffentlichen Ausgaben bremsen 
das Wachstum stärker als zeitlich gestreckte Sparprogram-
me. Entsprechend länger dauert es nach harten Kürzungen, 
bis sich die Schulden-BIP-Relation verbessert.

�A Sparen in Aufschwungphasen kostet weniger Wirtschafts-
leistung als Kürzungen bei ohnehin sinkendem BIP.

�A Wenn der Staatshaushalt dennoch in Abschwungphasen 
konsolidiert werden muss, sollte dies hauptsächlich durch 
Steuererhöhungen statt Ausgabenkürzungen geschehen.

�A Die Geldpolitik sollte die Folgen einer restriktiven Finanz-
politik abfedern.

�A Klare und glaubwürdige Vorgaben für die Haushaltssa-
nierung könnten zukünftige Konsolidierungsprogramme 
erleichtern.

Die Autoren warnen nicht nur wegen der unmittelbaren 
Wachstumseinbußen vor überhasteten Ausgabenkürzungen, 
sondern auch wegen möglicher Reaktionen der Finanzmärk-
te: Sollte sich infolge von Sparprogrammen das Verhältnis 
von BIP und Verschuldung nachteilig entwickeln, könnten 
sich die Finanzierungsbedingungen plötzlich verschlechtern. 
Dann müsste der Finanzminister höhere Risikoprämien zah-
len, obwohl die Schuldensumme absolut gesunken ist. Die 
Konsolidierung würde am Ende teurer, als sie es mit einem 
moderaten Sparprogramm geworden wäre. Genau das ist 
auch in der Eurokrise in Griechenland, Spanien und Portugal 
geschehen, sagt IMK-Forscher Fabian Lindner.

Batini, Callegari und Melina ziehen das Fazit: „Eine gra-
duelle Anpassung der Finanzpolitik mit einer ausgewogenen 
Mischung aus Ausgabenkürzungen und Steuererhöhungen er-
höht die Chancen, dass sich Konsolidierungspolitik tatsächlich 
und zügig in sinkenden BIP-Schuldenquoten niederschlägt.“   B

MakroökonoMiE

sparen nur mit augenmaß

* innerhalb von zwei Jahren; Quelle: Batini u. a. 2012 | © Hans-Böckler-Stiftung 2012

Sparpolitik: Eine Frage des richtigen Zeitpunkts
So verändert sich das Bruttoinlandsprodukt* bei einer ...

Kürzung der Staatsausgaben
um 100 Euro

Erhöhung der Steuern
um 100 Euro

im konjunkturellen Abschwung

− 249 Euro − 35 Euro − 7 Euro

+ 6 Euro

im Aufschwung im Abschwung im Aufschwung

* Quelle: Nicoletta Batini, Giovanni Callegari, Giovanni Melina:  
Succesful Austerity in the United States, Europe and Japan.  
IMF Working Paper, Juli 2012
Download und Quellendetails: www.boecklerimpuls.de

Viel hilft viel. dieser gedanke steht hinter manchem sparvorschlag für länder mit hohem Budgetdefizit. 

eine studie des internationalen Währungsfonds kommt jedoch zu einer anderen empfehlung.
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Die Vorzeichen der ersten fünf Zehntel sind negativ. Erst 
das sechste Dezil der nach ihrem Einkommen gestaffelten 
Haushalte brachte es zwischen 2000 und 2009 auf ein klei-
nes Plus. Um etwa ein Prozent nahm das durchschnittliche 
reale Nettoeinkommen dieser Gruppe zu. Selbst das neunte 
Zehntel konnte seine Kaufkraft mit ei-
nem Zuwachs von knapp drei Prozent 
kaum steigern. Nennenswerte Anstiege 
weist die Statistik nur am oberen Ende 
der Einkommensskala aus, wie Wirt-
schaftsprofessor Hagen Krämer und 
Christina Anselmann von der Hoch-
schule Karlsruhe in einer aktuellen Un-
tersuchung feststellen.*

Nach aus dem Jahr 2010 stammen-
den Daten aus dem Sozio-oekonomi-
schen Panel, einer jährlich wiederhol-
ten, groß angelegten Befragung privater 
Haushalte in Deutschland, stieg das 
Nettodurchschnittseinkommen des 
höchsten Zehntels in der neunjährigen 
Zeitspanne um gut 13 Prozent. Je wei-
ter man sich der spitze der einkom-
menspyramide nähert, desto höher 
fallen die Zuwächse aus: Die oberen 
fünf Prozent nahmen 2009 fast 20 Prozent mehr ein als 
2000. Beim reichsten Hundertstel beträgt die Steigerung des 
realen Nettoeinkommens 48 Prozent. Die Autoren sprechen 
von der „Schlagseite der Einkommensverteilung“. Würden 
die Einkommensunterschiede in einer Gesellschaft zu groß, 
könnten sich daraus Spannungen ergeben, „die letztlich eine 
Gesellschaft in ihrem Zusammenhalt bedrohen“, so die Wis-
senschaftler. Historische Erfahrungen belegten dies.

Zudem verweisen Anselmann und Krämer auf ökonomi-
sche Studien, die zu dem Schluss kamen, dass ausgeprägte 
Einkommensungleichheit das Wirtschaftswachstum beein-
trächtigt. „Das Risiko, das von einer Fortsetzung des Trends 
eines wachsenden Anteils der Spitzeneinkommen ausgeht, 
sollte daher nicht unterschätzt werden“, schreiben sie.

Der Überblick der beiden Ökonomen zeigt auch: Die Span-
ne zwischen hohen und niedrigen Einkommen wächst seit 
langem. Aber: um die Jahrtausendwende hat sich die Zu-
nahme der ungleichheit beschleunigt. Während der Gini-In-
dex – ein Maß, das angibt, wie stark die Einkommen streuen 
– zwischen 1983 und 1995 um einen Prozentpunkt zunahm, 
betrug der Anstieg von 1995 bis 2009 drei Prozentpunkte. 
Allerdings weist eine aktuelle Erhebung des Deutschen Insti-
tuts für Wirtschaftsforschung keinen weiteren Anstieg und 
teilweise sogar einen leichten Rückgang der Einkommen-
sungleichheit in Deutschland ab 2005 aus. Der Anstieg der 
Einkommensdifferenzen vollzog sich damit überwiegend in 
der ersten Hälfte des vergangenen Jahrzehnts.

Maßgeblich für die Vergrößerung der Ungleichheit war 
nicht ausschließlich der Rückgang der Einkommen in der 

schlechter verdienenden Hälfte der Bevölkerung, konsta-
tieren Anselmann und Krämer. Sehr stark wirkte sich der 
Anstieg der Spitzeneinkommen aus. Selbst die jüngste Fi-
nanzkrise habe diesen Trend kaum brechen können. In den 
USA beispielsweise verdient die Gruppe mit den höchsten 

Einkommen inzwischen wieder so viel wie vor der Krise, wie 
neuere Untersuchungen zeigen.

Zwei ursachen sind der Studie zufolge für die Entwicklun-
gen in der Nettoeinkommensverteilung Deutschlands verant-
wortlich: Erstens hat die spreizung der Primäreinkommen 
– der Einkommen vor staatlicher Umverteilung – stark zu-
genommen. Von allen Bruttoeinkommen flossen 2009 etwa 
38 Prozent an das obere Zehntel der Haushalte; so hoch 
hatte der Anteil zuletzt Anfang der 1930er-Jahre gelegen. 
In der Phase der „Großen Kompression“ nach dem Zweiten 
Weltkrieg bis Ende der 1980er-Jahre schwankte er lediglich 
zwischen 30 und 32 Prozent. Zweitens hätten verschiedene 
Reformen die ausgleichende Wirkung des steuer- und ab-
gabensystems reduziert.

Die Wissenschaftler weisen auf eine Empfehlung der In-
dustrieländer-Organisation OECD hin, die Steuersysteme zu 
nutzen, um die gewachsene „steuerliche Belastungsfähigkeit 
der Einkommensbezieher an der Spitze“ auszuschöpfen. Das 
heißt etwa, Besserverdienern die Möglichkeit zu nehmen, 
die steuerliche Bemessungsgrundlage durch verschiedenste 
Abzugsmöglichkeiten zu schmälern. Zudem erinnern Ansel-
mann und Krämer daran, dass die Spitzensteuersätze in den 
entwickelten Ländern in den unmittelbaren, wirtschaftlich 
erfolgreichen Nachkriegsjahrzehnten noch „weit jenseits der 
50-Prozent-Marke lagen.“   B

VErtEilung

Zehn Jahre Verluste für die breite Masse
die preisbereinigten nettoeinkommen sind im vergangenen Jahrzehnt um fast  

50 Prozent gestiegen – für das oberste Hundertstel der Haushalte in deutschland.  

die untere Hälfte hat real verloren.
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Quelle: Anselmann, Krämer 2012 | © Hans-Böckler-Stiftung 2012

Einkommen: 
Die untere Hälfte verliert
Das reale, bedarfsgewichtete Nettoeinkommen änderte 
sich in Deutschland von 2000 bis 2009 um ...

beim
ärmsten
Zehntel

3 42 5 6 7 8 9
beim

reichsten
Zehntel

bei den reichsten
 5 %  1 %

* Quelle: Christina Anselmann, Hagen Krämer: „Denn wer da hat, dem 
wird gegeben“ – Spitzeneinkommen und Einkommensungleichheit in 
Deutschland, WISO direkt, September 2012
Download und Quellendetails: www.boecklerimpuls.de
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Trotz der soliden wirtschaftlichen Entwicklung ist die Ar-
mutsquote in Deutschland wieder gestiegen. 2011 hatten 
nach den neuesten Daten des Statistischen Bundesamtes aus 
dem Mikrozensus 15,1 Prozent der Menschen weniger als 60 
Prozent des bedarfsgewichteten mittleren Einkommens zur 
Verfügung. Dieser Wert entspricht einem Monatseinkommen 
von 848 Euro bei einem Alleinstehenden und markiert nach 
gängiger wissenschaftlicher Definition die Armutsgrenze. Im 
Jahr 2010 lag die Armutsquote bei 14,5 Prozent.

Noch weitaus größer ist die Armutsgefährdung in Deutsch-
lands Metropolen. Das ergibt eine aktuelle Untersuchung des 
WSI.* Eric Seils, Sozialexperte im WSI, und sein Koautor 
Daniel Meyer haben für die 15 größten deutschen Städte die 
Armutsdaten auf Basis des Mikrozensus ausgewertet und mit 
den Bezugsquote von Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch II 
(SGB II) abgeglichen. Auf diese Weise lassen sich einerseits 
auch Menschen in verdeckter Armut erfassen, die aus Scham 
oder Unwissenheit auf Sozialtransfers verzichten. Zum ande-
ren lässt sich zumindest grob abschätzen, wie tief die Armut 
der Betroffenen ist. Zwar ist das Einkommen von Menschen, 
die Hartz IV oder andere Formen der Grundsicherung nach 
dem SGB II beziehen, statistisch nicht ganz klar abzugrenzen. 
Es dürfte aber bei Alleinstehenden zumeist unter 848 Euro 
liegen. Daher werten Seils und Meyer den Bezug von Sozial-
unterstützung als ein mögliches Indiz für „tiefere“ Armut.

Ergebnis der Untersuchung: Auch in den meisten Groß-
städten sinkt zwar der Anteil der Menschen, die wegen Lang-

zeitarbeitslosigkeit, als Aufstocker mit niedrigem Arbeitsein-
kommen oder aus anderen Gründen Leistungen nach SGB II 
erhalten. Doch gleichzeitig ist die Armutsquote hier beson-
ders spürbar nach oben gegangen: Im Durchschnitt von 17,5 
auf knapp 20 Prozent zwischen 2005 und 2011. Damit ist 
die Armut in den 15 größten Städten, die zusammen fast 14 
Millionen Einwohner zählen, deutlich höher als im Rest der 
Republik. In sechs Städten lebt sogar zwischen einem Fünftel 
und einem Viertel der Bevölkerung unter der Armutsgrenze. 

Nur vier der Metropolen lie-
gen am oder unter dem bun-
desweiten Durchschnitt.

die daten zeigten, dass 
die armut steigt und sich in 
den großstädten konzent-
riert, schließt Sozialforscher 
Seils. „Die sinkenden SGB-
II-Quoten deuten jedoch da-
rauf hin, dass die zusätzliche 
Armut nicht so tief ist. Wer 
will, kann das als gute Nach-
richt in der schlechten verste-
hen. Aber zumindest einige 
unserer größten Städte befin-
den sich auf einem abschüssi-
gen Pfad.“ Besonders irritiert 
den Wissenschaftler, dass 
die Armut stieg, obwohl die 
Arbeitslosigkeit zurückge-
gangen ist. „Möglicherweise 
hat sich der Zusammenhang 
zwischen Beschäftigungslo-
sigkeit und Armut in letz-

ter Zeit etwas gelockert“, sagt Seils. Das könnte mit einer 
höheren Einkommensungleichheit und dem gewachsenen 
Niedriglohnsektor zusammenhängen. Denkbar sei, dass bei 
einer wachsenden Gruppe von Beschäftigten das Einkommen 
gerade über der Hartz-IV-Grenze liegt.

Gleichwohl finden sich die höchsten Armutsquoten nach 
wie vor in Orten mit hoher Arbeitslosigkeit. Das macht ein 
zweiter Blick auf die Städtedaten deutlich: Besonders groß ist 
der Anteil armer Einwohner in den ostdeutschen Metropo-
len, im Ruhrgebiet und in den norddeutschen Städten Bremen 
und Hannover. Deutlich besser sieht es in den süddeutschen 
Großstädten aus, aber auch in Hamburg. 

In ihre Einzelauswertungen haben die Forscher auch die 
Trends seit 2005 einbezogen: Die ostdeutschen Metropolen 
leipzig und dresden haben auch im Großstädte-Vergleich 
überdurchschnittliche Armutsquoten, die allerdings niedri-
ger sind als noch vor einigen Jahren. Das gilt insbesondere 
für Leipzig. In der Messestadt waren im vergangenen Jahr 

arMut

in deutschen großstädten wächst  
die armut besonders schnell
armut ist in den größten deutschen städten deutlich weiter verbreitet als im  

Bundesdurchschnitt. in Ostdeutschland oder im ruhrgebiet lebt teilweise mehr  

als ein Fünftel der Bevölkerung unter der armutsgrenze.

15,1 %

11,0 %
9,8 %

14,7 %

17,5 %

19,6 %

15,3 %
14,3 %

*15 größte Städte in Deutschland; Quelle: Seils, Meyer 2012 | © Hans-Böckler-Stiftung 2012

Armut konzentriert sich in Städten
Es entwickelten sich die ...
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25 Prozent der Bewohner arm – mehr als in jeder anderen 
deutschen Metropole. 2009 lag der Wert noch gut zwei Pro-
zentpunkte höher. In Berlin leben rund 21 Prozent der Men-
schen unter der Armutsgrenze, und ihr Anteil ist seit 2006 
gestiegen. Besonders problematisch ist die hohe Sozialgeld-
Quote unter Kindern: Gut jedes dritte von ihnen ist auf staat-
liche Sozialtransfers angewiesen.

ruhrgebiet. Die Entwicklung in dortmund und duisburg 
werten Seils und Meyer als „dramatisch“. Die beiden Ruhr-
gebietsstädte nähern sich mit Armutsquoten von gut 24 und 
23 Prozent dem Niveau von Leipzig. Von 2005 bis 2011 
stieg die Armutsquote jeweils um etwa ein Drittel. Dabei 
beobachten die Forscher insbesondere in Duisburg weniger 
eine soziale Polarisierung, bei der Ärmere von der Einkom-
mensentwicklung abgehängt werden. Vielmehr verarme die 
„Stadt als Ganzes“. Die dritte Reviermetropole essen steht 
bei der Armutsquote zwar etwas besser da. Allerdings ist hier 
gegen den allgemeinen Trend auch der SGB-II-Bezug gestie-
gen. Und: Rund 30 Prozent der Bewohner unter 15 brauchen 
öffentliche Unterstützung.

rheinland. Köln liegt mit einer gemessenen Armut von 20 
Prozent etwas über dem Metropolen-Durchschnitt. Die Ar-
mutsquote ist von 2010 auf 2011 gestiegen, die SGB-II-Quote 
ging in den vergangenen Jahren zurück. düsseldorf, das bei 
beiden Werten im längerfristigen Vergleich deutlich niedriger 
als die Domstadt lag, hat sich zuletzt stark angenähert. Aller-
dings raten die Wissenschaftler dazu, den zuletzt deutlichen 
Anstieg der Armutsgefährdungsquote in Düsseldorf nicht 
überzubewerten: Da der Trend in den vergangenen Jahren 
uneinheitlich ausfiel, könnte die statistische Aussagefähigkeit 
der Mikrozensus-Daten hier an Grenzen stoßen.

In den Metropolen norddeutschlands machen Seils und 
Meyer unterschiedliche Entwicklungen aus. In Hamburg ist 
die SGB-II-Quote in den vergangenen Jahren kräftig gesun-
ken. Die Armutsquote schwankt zwar, sie liegt aber gering-
fügig unter dem Bundesmittel. Deutlich höher ist der Anteil 

armer Einwohner in Bremen und Hannover. Hier stieg die 
Armutsquote zuletzt an, während der Bezug von Sozialunter-
stützung leicht abnahm. In Bremen sind jedoch nach wie vor 
mehr als 28 Prozent der Kinder und Jugendlichen auf solche 
Hilfe angewiesen.

süddeutsche großstädte haben meist deutlich geringere 
Armutsprobleme als die Metropolen in anderen Landesteilen. 
In München ist die Armutsquote zwar zuletzt ebenfalls leicht 
gestiegen, sie liegt aber mit rund 12 Prozent noch klar unter 
dem Bundesdurchschnitt. Die SGB-II-Quote beträgt knapp 
7 Prozent und steigt auch unter Kindern nicht über 12 Pro-
zent. stuttgart befindet sich mit einer Armutsquote von 15,1 
Prozent genau im Bundesmittel. Allerdings stieg der Wert 
seit 2005 um 2,1 Prozentpunkte, so die Forscher. Offenbar 
hätten sich die Einkommensunterschiede in der Bevölkerung 
deutlich vergrößert. Dank des insgesamt hohen Wohlstands-
niveaus ist aber die SGB-II-Quote mit 8 Prozent niedrig. In 
Frankfurt waren 2011 knapp 16 Prozent der Menschen arm. 
Dieser Anteil liegt, ebenso wie die SGB-II-Quote, nur etwas 
über dem allgemeinen Bundesdurchschnitt. Allerdings waren 
in der Bankenstadt etwa 22 Prozent der Kinder auf Sozial-
transfers angewiesen. Die höchste Armutsquote unter den 
Süd-Großstädten weist nürnberg auf: Knapp 20 Prozent der 
Bevölkerung gelten als arm. Die SGB-II-Quote ist mit 11,7 
Prozent dagegen nach Analyse der Forscher „erstaunlich 
niedrig.“   B

*Gefährdungsschwelle: weniger als 60 % des mittleren bedarfsgewichteten Einkommens
Quelle: Seils, Meyer 2012 | © Hans-Böckler-Stiftung 2012 

Städte: Im Süden weniger Armut
Die � Armutsgefährdungsquote* und 
die � Quote der SGB-II-Bezieher betrugen 2011 in ... 
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8,0 %
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13,4 %

11,7 %

18,1 %
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13,2 %

20,7 %

17,0 %

12,8 %

17,9 %

17,7 %

18,6 %

11,8 %

9,8 % 15,1 %

14,7 %

15,1 %

15,6 %

19,2 %

19,6 %

19,8 %

20,0 %

20,0 %

21,1 %

21,3 %

22,6 %

23,5 %

24,2 %

25,0 %

* Quelle: Eric Seils, Daniel Meyer: Die Armut steigt und konzentriert  
sich in den Metropolen, erscheint als WSI-Report
Download und Quellendetails: www.boecklerimpuls.de
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Quelle: Seils, Meyer 2012 | © Hans-Böckler-Stiftung 2012 

Städte im Westen: Armut nimmt zu 
Die Armutsgefährdung entwickelte sich in ... 
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arbeitslosigkeit schadet der seelischen gesundheit: 

auch die Partner von Betroffenen leiden verstärkt 

unter psychischen Problemen.  

Dass Arbeitslosigkeit nicht nur finanzielle Einbußen bedeutet, 
sondern auch die Gesundheit beeinträchtigen kann, ist gut 
dokumentiert: Zahlreiche Studien beschäftigten sich mit den 
gesundheitlichen Probleme von Erwerbslosen, schreibt Jan 
Marcus vom Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung. 
Wenn Beschäftigte ihren Job verlieren, seien allerdings auch 
ihre Partner betroffen – durch weniger Haushaltseinkom-
men, einen deprimierten Lebensgefährten, einen geringeren 
sozialen Status. Wie sich das auf die seelische Gesundheit der 
Partner auswirkt, hat Marcus mit Hilfe des sozio-oekonomi-
schen Panels untersucht.*

etwa die Hälfte aller Beschäftigten darf sich über 

Weihnachtsgeld freuen. Wer nach Tarifvertrag 

bezahlt wird, hat größere Chancen auf ein 

finanzielles extra. 

Rund 55 Prozent der Beschäftigten erhalten eine Jahress-
onderzahlung in Form eines Weihnachtsgeldes. Zu diesem 
Ergebnis kommt eine Online-Umfrage des Webportals 
lohnspiegel.de, das vom WSI-Tarifarchiv betreut wird. Die 
Analyse der Befragungsdaten von rund 17.000 Beschäftig-
ten zeigt auch: Die Chancen auf ein Weihnachtsgeld sind 
ungleich verteilt.*

Nach wie vor gibt es Unterschiede zwischen Ost- und 
Westdeutschland. 59 Prozent der westdeutschen, aber nur 
39 Prozent der ostdeutschen Beschäftigten bekommen ein 
Weihnachtsgeld. Frauen erhalten weniger oft Weihnachts-
geld als Männer: Bei den weiblichen Arbeitnehmern sind es 
53 Prozent, bei den männlichen dagegen 56 Prozent. Wer 
einen atypischen Job hat, ist ebenfalls im Nachteil. Beschäf-
tigte mit einem unbefristeten Arbeitsvertrag bekommen zu 57 
Prozent eine Sonderzahlung, befristet Beschäftigte nur zu 46 
Prozent. Von den Leiharbeitern erhalten 49 Prozent Weih-
nachtsgeld. Eindeutig profitieren die Beschäftigten von einer 
Tarifbindung ihres Arbeitgebers: Unter den Beschäftigten mit 
Tarifbindung erhalten 70 Prozent ein Weihnachtsgeld, bei 
den Beschäftigten ohne Tarifbindung sind es dagegen nur 
42 Prozent. Und auch Gewerkschaftsmitglieder stehen sich 
besser. 66 Prozent von ihnen erhalten zum Jahresende eine 
Sonderzahlung, Nichtmitglieder dagegen nur zu 53 Prozent.

Grundsätzlich sehen in den meisten Wirtschaftszweigen die 
geltenden Tarifverträge ein Weihnachtsgeld vor. Dies zeigt 
die Auswertung des WSI-Tarifarchivs. Es wird überwiegend 
als fester Prozentsatz vom Monatseinkommen berechnet. 
Die in den einzelnen Tarifverträgen festgelegten Prozentsätze 

Im Fokus der Analyse stehen Personen, deren Partner we-
gen einer Betriebsschließung arbeitslos geworden sind. Die 
Betroffenen haben ihren Job also durch ein äußeres Ereig-
nis verloren und nicht aufgrund persönlicher Faktoren. Zu-
nehmende psychische Probleme der Betroffenen oder ihrer 
Partner könnten daher nicht die Ursache für den Jobverlust 
sein, so der Wissenschaftler, sondern müssten als Folge davon 
betrachtet werden. Den Berechnungen zufolge wirkt sich Ar-
beitslosigkeit erheblich auf das Wohlbefinden von Partnern 
aus: Die seelische Gesundheit nimmt signifikant ab – und 
zwar fast genauso stark wie bei den Arbeitslosen selbst.    B

haben sich im Vergleich zu den Vorjahren kaum verändert. 
Dort, wo die Tarifabschlüsse dieses Jahr höher ausgefallen 
sind, steigen auch die tariflichen Weihnachtsgelder stärker. 
Davon profitieren rund sieben Millionen Beschäftigte. Die 
Spanne der Anhebungen reicht von plus 1,6 Prozent für die 
Kraftfahrer im privaten Verkehrsgewerbe in Nordrhein-
Westfalen und 2,0 Prozent in der Druckindustrie über 2,2 
Prozent im Versicherungsgewerbe, 2,9 Prozent im Bankge-
werbe und 3,5 Prozent im öffentlichen Dienst der Gemeinden 
bis zu 4,3 Prozent in der Metallindustrie und 4,5 Prozent in 
der chemischen Industrie West.   B

gEsundhEit

WEihnachtsgEld

Jobverlust: Partner leidet mit 

reichere Bescherung 
mit Tarifvertrag

* Quelle: Jan Marcus: The effect of unemployment on the mental  
health of spouses, SOEPpapers 488, Oktober 2012
Download und Quellendetails: www.boecklerimpuls.de

* Quelle: WSI-Tarifarchiv, Oktober 2012
Download unter www.boecklerimpuls.de

Angaben von Beschäftigten, Erhebungszeitraum Juli 2011 bis August 2012
Quelle: WSI-Lohnspiegel 2012 | © Hans-Böckler-Stiftung 2011 

Ostdeutsche gehen häufiger leer aus
Weihnachtsgeld bekommen von den Beschäftigten ...

insgesamtin Westdeutschland

Leiharbeiter

befristet Beschäftigte

unbefristet Beschäftigte

49 %

46 %

57 %

Nichtmitglieder 53 %

ohne Tarifvertrag 42 %

mit Tarifvertrag 70 %

Weihnachtsgeld bekommen ... 

Beschäftigte in Betrieben ... 

Ostdeutschland

59 %

39 %

55 %

Gewerkschaftsmitglieder 66 %
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2011 lag die Arbeitslosenquote der 15- bis 24-Jährigen in der 
EU bei über 21 Prozent. Seit Beginn der Finanzkrise ist die 
Zahl der jugendlichen Arbeitslosen um 1,5 Millionen auf 5,5 
Millionen gestiegen. Doch in dem „alarmierenden Stand“ der 
Erwerbslosenquote kommt nur ein Teil der Misere zum Aus-
druck. Darauf weist Eurofound hin, die Europäische Stiftung 
zur Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen.* 
Denn letztlich werden nicht alle jungen Menschen, denen 
eine wirtschaftliche Perspektive fehlt, von der europäischen 
Arbeitslosenstatistik erfasst.

Eurofound nutzt daher ein weiter gefasstes Konzept. Die 
Wissenschaftler der Stiftung zählen alle, die weder beschäftigt 
noch in Ausbildung sind, nicht nur die arbeitslos Gemeldeten. 
Diese Jugendlichen bezeichnen sie als NEETs; das steht für 
„not in employment, education or training“. Nach dieser 
Definition gibt es sogar 7,5 Millionen „inaktive“ Jugendliche 
in Europa. In der Altersgruppe von 25 bis 29 Jahren sind es 
weitere 6,5 Millionen.

Europa riskiere „die Entstehung einer verlorenen Genera-
tion junger Leute, denen es an Chancen und Wegen in Be-
schäftigung fehlt“, warnt Eurofound. Die Wissenschaftler 
befürchten, dass diese Jugendlichen sich nicht nur in wirt-
schaftlicher Hinsicht ausgegrenzt fühlen, sondern sich auch 
von der übrigen Gesellschaft abwenden könnten. Befragun-
gen zeigen, dass NEETs deutlich weniger sozial und politisch 
engagiert sind und geringeres Zutrauen in gesellschaftliche 
Institutionen haben als ihre Altergenossen, die arbeiten oder 
eine Ausbildung absolvieren. Sie seien von Arbeitsmarkt und 
Bildungssystem ausgeschlossen und trügen ein „hohes Ri-
siko, sich politisch und sozial von ihren Gesellschaften zu 
entfremden“. Die langfristigen Folgen seien schwer vorher-
zusagen, aber so könne Extremismus entstehen.

Die individuellen Konsequenzen von Arbeits- oder Ausbil-
dungslosigkeit seien keineswegs nur vorübergehend, betont 
Eurofound. So zeigen Studien, dass Jugendarbeitslosigkeit 
im Lebenslauf oft lange nachwirkt: Auch nach Jahren haben 
viele Betroffene keine sicheren Jobs und verdienen unter-
durchschnittlich.

Dass die Fähigkeiten Millionen junger Leute brachliegen, 
kostet die EU-Staaten auch Geld, so die Eurofound-Studie. 
Nach einer konservativen Schätzung beliefen sich die an die 
NEETs gezahlten Sozialleistungen sowie entgangene Steu-
ern und Abgaben auf 150 Milliarden Euro jährlich. Das 
entspricht mehr als einem Prozent des europäischen Brutto-
inlandsprodukts. Demnach ließen sich 15 Milliarden Euro 
sparen, wenn es gelänge, 10 Prozent der Betroffenen in den 
Arbeitsmarkt zu integrieren, schreiben die Wissenschaftler.

Im EU-Vergleich schnitten die Länder am besten ab, die ein 
ausgebautes Berufsausbildungssystem haben. So nennt Eu-
rofound zwei Ausnahmen vom allgemeinen Negativ-Trend: 
Deutschland und Österreich.

Nichtsdestoweniger reicht ein gutes Bildungssystem nicht 
als Schutz gegen Wirtschaftsflauten: Der Anstieg der Jugend-

arbeitslosigkeit in Europa betraf laut Eurofound alle jungen 
Menschen, auch die gut ausgebildeten. „Die aktuelle Krise 
scheint den schützenden Effekt der Bildung weggewischt zu 
haben, jedenfalls in einigen Ländern.“   B

arbEitslosigkEit

europas Jugend: Fähigkeiten liegen brach
die Jugendarbeitslosigkeit in europa hat dramatische Höchststände erreicht. die europäische  

stiftung zur Verbesserung der lebens- und arbeitsbedingungen warnt: eine ganze generation  

könnte wirtschaftlich und sozial ins abseits geraten.
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Quelle: Eurostat 2012 | © Hans-Böckler-Stiftung 2012 

Krise kostet Jugend Jobs
Die Arbeitslosigkeit unter 25-Jähriger betrug in ... 

* Quelle: European Foundation for the Improvement of Living and Working 
Conditions: NEETs – Young people not in employment, education or  
training: Characteristics, costs and policy responses in Europe, Oktober 2012
Download und Quellendetails: www.boecklerimpuls.de
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TrendTableau

 bestellen unter www.boecklerimpuls.de

A ausBildung: Obwohl in 
vielen Betrieben Ausbildungs-
plätze frei bleiben, finden hun-
derttausende Jugendliche kei-
ne Lehrstelle. Gut jeder vier-
te Schulabgänger landet einer 
Studie des DGB-Bildungsex-
perten Matthias Anbuhl zufol-
ge trotz Ausbildungswunsch 
im so genannten Übergangs-
bereich, in dem allein im Jahr 
2011 fast 300.000 junge Men-
schen ein Praktikum, ein Be-

werbungstraining oder an-
dere berufsvorbereitende 
Maßnahmen absolvierten. 
Tatsächlich jedoch stellt sich 
der Übergangsbereich für 
viele als Sackgasse heraus. 
Selbst nach zwei „Übergangs-
jahren“ habe jeder dritte be-
troffene Jugendliche keinen 
Ausbildungsplatz, so die Stu-
die. Mittlerweile gebe es in 
Deutschland gut 2,2 Millio-
nen Menschen zwischen 20 

und 34 Jahren ohne Berufs-
ausbildung.  
DGB, November 2012

A gender: Frauen gehen in 
Deutschland weiterhin selte-
ner einer Arbeit nach als Män-
ner. Wie das Statistische Bun-
desamt ermittelte, waren im 
vergangenen Jahr 81 Prozent 
der 20- bis 64-jährigen Män-
ner, aber nur 71 Prozent der 
Frauen erwerbstätig. Noch 

größer ist die Differenz bei 
der Wochenarbeitszeit: Wäh-
rend 90 Prozent der Männer 
2011 eine Vollzeitstelle hatten, 
gilt dies nur für 54 Prozent der 
Frauen. Im EU-Durchschnitt 
liegt die Frauenerwerbsquo-
te bei 62 Prozent, allerdings 
arbeiten 68 Prozent der be-
schäftigten Frauen Vollzeit. 
Stat. Bundesamt, November 2012

der nächste Böckler impuls erscheint am 28. november

22,4 %
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34,6 %
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Ja 64 % 38 %

Nein 35 % 60 %
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Schweden 83 % 15 %

Deutschland 77 % 21 %

Griechenland 0 % 100 %

EU-27 27 % 71 %nicht-
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Mehr akademiker 
in europa

Der Anteil der 30- bis 34- 
Jährigen mit Universitäts- 
oder Hochschulabschluss in 
der EU betrug ...

Eurostat, Oktober 2012

* und bei Erwerbsminderung 
Statistisches Bundesamt, Oktober 2012

Pfl eger werden älter

Von den Beschäftigten in 
Pfl egeberufen waren ...

* Beschäftigte mit bis zu drei Jahren 
Berufserfahrung; WSI-Lohnspiegel, 
Oktober 2012

Institut für Wirtschaftsforschung Halle, 
Oktober 2012

* Bundesagentur für Arbeit, Oktober 2012

Rest: Weiß nicht
Eurobarometer, Oktober 2012

studierte sind seltener 
im Betriebsrat

Mitglied eines Betriebs- 
oder Personalrats sind von 
allen ...*

drei stunden 
pro Monat für lau

Von den durchschnittlich
12,3 geleisteten Überstunden 
pro Monat wurden 2010 ...

Wieder mehr
arbeitslose 

So entwickelte sich die 
Arbeitslosenzahl gegenüber 
dem Vorjahr im ...

Frauen glauben nicht 
an den Hausmann 

„Die Hausarbeit wird auch 
in 15 Jahren hauptsächlich 
von Frauen gemacht“

Infratest Dimap für WDR, Oktober 2012 BKK, Oktober 2012

armut bei Älteren 
nimmt zu

So viele Empfänger von 
Grundsicherung im Alter* 
gab es ...

Krise spaltet die eu 

„Die wirtschaftliche Lage in 
meinem Land ist ...“
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